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Kleine Anfrage 2359 
 
der Abgeordneten Enxhi Seli-Zacharias, Zacharias Schalley und Markus Wagner   AfD 
 
 
Sprunghafter Anstieg von Zwangsheiraten nach der Corona-Pandemie. Was tut die 
Landesregierung für den Schutz junger Mädchen? 
 
Im Jahr 2021 äußerte sich die damalige NRW-Gleichstellungsministerin Ina Scharrenbach 
besorgt über die Zwangsverheiratung minderjähriger Personen im Ausland während der 
Ferienzeit: „Bei einigen endet der Urlaub in einer Zwangsehe. Das ist zutiefst 
menschenverachtend.“1 Grund für die Äußerung der Ministerin war ein zu verzeichnender 
sprunghafter Anstieg bei der Zahl der Zwangsheiraten in der Polizeilichen Kriminalstatistik des 
Jahres 2020. Diese betrug 26 Fälle im Vergleich zu 14 im Vorjahr, ein Anstieg um 86 Prozent. 
Blickt man auf die Zahlen, die aus einer Antwort der Landesregierung auf eine Anfrage der 
Abgeordneten der AfD-Fraktion Enxhi Seli-Zacharias (Drucksache 18/867) hervorgehen, hielt 
diese Entwicklung auch im Jahr 2021 an. So konnten in jenem Jahr 27 Fälle verzeichnet 
werden. 
 
Dabei handelt es sich bei diesen Zahlen lediglich um das Hellfeld. Die Landesregierung 
betonte in ihrer Antwort daher auch: „Es handelt sich um ein Delikt, bei dem davon auszugehen 
ist, dass es überwiegend im Dunkelfeld stattfindet“. Daher ist von deutlich mehr Fällen 
auszugehen als in der Kriminalstatistik erfasst werden. Eine anonyme und nicht-repräsentative 
Online-Umfrage von Terre des Femmes etwa ergab für das Jahr 2018 1.847 Fälle von 
angedrohten oder vollzogenen Früh- und Zwangsheiraten in Deutschland.2 Auch wenn die 
Zahlen nicht repräsentativ sind, zeigen sie doch die mutmaßlichen Ausmaße des Dunkelfelds. 
 
Neben dem Phänomen der Zwangsehe ist auch die Frühehe zu betrachten, da diese ebenfalls 
einen Rechtsverstoß darstellt. Als Frühehe wird dabei jede Eheschließung angesehen, bei der 
mindestens eine der beteiligten Personen minderjährig ist. Nicht selten bestehen 
Überschneidungen zwischen beiden Phänomenbereichen. 
 
Auf Basis solcher Ehen kommt es nicht zuletzt auch zur Einreise der Ehepartner in die 
Bundesrepublik. Die Modalitäten eines solche Nachzugs des Ehepartners sind in § 30 des 
Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) geregelt. Dort heißt es: „(1) Dem Ehegatten eines Ausländers 
ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn 1. beide Ehegatten das 18. Lebensjahr 
vollendet haben, 2. der Ehegatte sich zumindest auf einfache Art in deutscher Sprache 
verständigen kann und 3. der Ausländer a) eine Niederlassungserlaubnis besitzt, b) eine 
Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt, c) eine Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 18d, 

                                                
1 https:// www .aachener-zeitung.de/nrw-region/faelle-von-zwangsheirat-in-nrw-sprunghaft-
angestiegen_aid-59507511. 
2 https:// www .frauenrechte.de/unsere-arbeit/themen/gewalt-im-namen-der-ehre/aktuelles/5114-terre-
des-femmes-startet-mit-der-berliner-polizei-die-weisse-woche-zur-aufklaerung-zum-thema-
zwangsheirat-bundesweite-tdf-umfrage-unter-lehrkraeften-ergibt-1-847-faelle-inkl-verdachtsfaelle. 
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18f oder § 25 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1 erste Alternative besitzt, d) seit zwei Jahren eine 
Aufenthaltserlaubnis besitzt und die Aufenthaltserlaubnis nicht mit einer Nebenbestimmung 
nach § 8 Abs. 2 versehen oder die spätere Erteilung einer Niederlassungserlaubnis nicht auf 
Grund einer Rechtsnorm ausgeschlossen ist; dies gilt nicht für eine Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative, e) eine Aufenthaltserlaubnis nach § 7 Absatz 1 Satz 
3 oder nach den Abschnitten 3, 4, 5 oder 6 oder § 37 oder § 38 besitzt, die Ehe bei deren 
Erteilung bereits bestand und die Dauer seines Aufenthalts im Bundesgebiet voraussichtlich 
über ein Jahr betragen wird; dies gilt nicht für eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 
Satz 1 zweite Alternative, f) eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a besitzt und die eheliche 
Lebensgemeinschaft bereits in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union bestand, in dem der 
Ausländer die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten innehat, oder g) eine 
Blaue Karte EU, eine ICT-Karte oder eine Mobiler-ICT-Karte besitzt.“ Für die zuständigen 
Behörden ist es schwer, die Einreise der Ehepartner von Zwangsverheirateten zu identifizieren 
und den Nachzug zu verhindern, um so die Betroffenen zu schützen. Bisher hat die Politik 
noch keine wirksame Gesetzesänderung angestrebt, um diesen Zustand zu verbessern. 
 
Dagegen wurden in Nordrhein-Westfalen andere Maßnahmen durchgeführt, um gegen das 
Phänomen der Zwangsehe vorzugehen. Mit der Öffentlichkeitskampagne EXIT.NRW 
versuchte die Landesregierung bereits im Jahr 2021 gegen die Entwicklung anzugehen. 
Mittlerweile ist die Website der Kampagne jedoch nicht mehr erreichbar.3 Dies wirft die Frage 
auf, wie die Landesregierung in Zukunft gegen illegale Zwangsheiraten vorgehen will. 
 
 
Wir fragen daher die Landesregierung, 
 
1. Wie viele Personen, die in NRW wohnhaft sind, sind in den Jahren 2018–2022 zwangs- 

oder frühverheiratet worden? (Bitte um Angabe des Zeitpunkts, des Alters und des 
Migrationshintergrunds, des Vornamens, des Orts der Eheschließung nach Land, Stadt 
und Standesamt, der Staatsbürgerschaft und eine Aufschlüsselung nach Jahren) 

 
2. Welche Maßnahmen will die Landesregierung ergreifen, um gegen die 

Zwangsverheiratung minderjähriger Deutscher im Ausland vorzugehen? 
 
3. Wurden in den vergangenen fünf Jahren Kinder und Jugendliche aufgrund einer 

Zwangs- oder Frühehe von nordrhein-westfälischen Jugendämtern in Obhut 
genommen? (Bitte aufschlüsseln nach Jahr sowie Alter und Geschlecht sowie 
Staatsbürgerschaft und Migrationshintergrund der in Obhut genommenen Person) 

 
4. Wie groß ist die Anzahl der Ausländer je kommunaler Ausländerbehörde, die 2022 eine 

Aufenthaltserlaubnis aus familiären Gründen besaßen? (Wenn möglich inkl. einer 
Differenzierung zwischen einem Nachzug von Familienangehörigen zu 
Schutzberechtigten und dem Familiennachzug, der von (drittstaatsangehörigen) 
Ausländern zu Deutschen oder zu (ebenfalls drittstaatsangehörigen) Ausländern 
erfolgte)4 

 

                                                
3 https:// www .mhkbd.nrw/exit.nrw (Fehler 404). 
4 In abgewandelter Form bereits in Landtags-Drucksache 16/15011 erfragt und seitens der 
Landesregierung beantwortet. 
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5. Wie verteilen sich die in der Antwort zu Frage 4 genannten Personengruppen – 
differenziert nach Großeltern-, Eltern- und Kindesnachzug gemäß §§ 30, 32 und 36 
AufenthG – auf die einzelnen Herkunftsländer?5 

 
 
 
 
Enxhi Seli-Zacharias 
Zacharias Schalley 
Markus Wagner 
 

                                                
5 In abgewandelter Form bereits in Landtags-Drucksache 16/15011 erfragt und seitens der 
Landesregierung beantwortet. 


